
Die staatlicherseits immer wieder geäüßerte Auffassung, daß die kirchenrecht-
liche Organisation eines klösterlichen Verbandes und die Zugehörigkeiteiner klösterlichen Gemeinschaft unerheblich sind Tfür die re ellungdes erbandes und der einzelnen Mitglieder 1m staatlıchen Bereich, ın
der Praxis nıcht selten Widersprüchlichkeiten. Prokurator illhelm
Masnitza SA  C gıbt In seinem Reierat ıne gute Übersicht über die WIe-
spältige Haltung der weltlichen Behörden Seine Ausführungen geben uns
darüber hinaus die Möglichkeit, bei Verhandlungen mit parlamentarischenremien un staatlıchen Stellen auf dıe uneiınheitliche Handhabung der
Gesetze un Durchführungsverordnungen gegenüber den klösterlichen Ge-
melınschaiten hinzuweisen un auf i1ne widerspruchslose, den rdensverfas-
SUNgEN und dem iırchlichen echt entsprechende Lösung hinzuarbeiten.
Die Bedeutung der iın ürzburg behandelten Fragen gibt uUnNns Veranlassung,die dort gehaltenen elerate ın die „Ordenskorrespondenz“ aufzunehmen
Uun! sS1e amı unseren Vereinigungen zugänglich Z machen. Der Zusammen:-
hang der Tagung legt nahe, die eierate ın einem Doppelheft heraus-
zugeben. Die Referate VO  y Prokurator us Rumpel OESA, Würzburg,Prokurator I1l Fuhrmann S 1 Köln, un! Cellerar Tec W ag-
ne OSB, St. ılıen folgen 1m näachsten Heft Nacc. Die Ausführungen VO.  _
Herrn Finanzpräsident eı  Ö N, Düsseldorf über ohnsteuer
bei Ordensangehörigen 1Ne Neubearbeitung seiner Tüheren Trbeit,
die den Ordensoberen bereits ZUugänglig gemacht worden ist (siehe nlage
ZU. Rundschreiben der VDO VO. Juli 1959, NrT. 128) Darum sehen W11'
VO  e} einer erneuten Veröffentlichung ab. Das Referat des Herrn ater General-
sekretärs Dr. ose Flesch SSR über die Beitragspflicht der deutschen
Orden un! ihrer Einrichtungen A Familienausgleichskasse mMuUu gender Erkrankung des Herrn Generalsekretärs ausifallen. Das Thema wird späterder Ordenskorrespondenz behandelt werden.

Die Rechfsstelkung der klösterlichen Verbände
In der Bundesrepublik Deutschland

IST DIE STAATLICHE RECHTSFÄHIGKEIT DER KLÖSTERLICH
ALS SUOLCHE ERSTREBEN UN  ®| ERREICHEN ?

Von Karl Diepen CSSR.,, Köln / München
Die Trennung zwischen kirchlicher un staatlicher

Rechtsfähigkeit
Nach D ınd alle rden, Kongregationen un Oordens-
ähnliche Gesellschaften, UTZ gesagt alle klösterlichen Verbände, un ‚Wäal
ıcht Ur als Gesamtverbände, sondern auch ın ihren Teilen als Provinzen
und Einzelniederlassungen, mıit ihrer rechtmäßigen irchlichen ErrichtungJuristische Personen VO  3 Gesetzes gen. Diese 1m kirchlichen echt begrün-
dete Rechtsfähigkeit der klösterlichen erbande wurde in 5 ] a Z
Jahrhundertelang auch VO.: aa anerkannt, un Wäalr wurden die klöster-



lichen erbande, wenn s]1e nach irchlichem echt ordnungsgemäß gegründet
und approbiert N, automatisch mıiıt ihrer staatlichen uinahme als rechts-
fähige Korporationen anerkannt. Mit der eiormatı:on un Säkularisatıion
seitizte gleichzeit1g mi1t der Ausbildung des Staatsabsolutismus ıne
Entwicklung e1in, die die kirchliche echtspersönlichkeit VO  v der staatlichen
Rechtsfähigkeit unterschied'), aber schließlich Tst 1m Jahrhundert ZU

einer LT zwıischen staatlicher un ırchlicher Rechtsfähigkeit führte
Zunaäachst einmal wurden alle Klostergründungen abhängıg V}  3 der landes-
errlichen Konzessli1on, wennl auch mit dieser Konzession des Landes-
herrn die Rechtsfähigkeit, wıe s1e nach irchlichem echt bestand, hne wel-
eres auch TIur den staatlichen Bereich galt. Im Zeitalter des Liberalismus und
1m Kulturkampf wurde dann In den meisten euischen Ländern neben der
Organisationsgenehmigung des andesherrn eın weıterer un e kKt
der erleihung der orporationsrechte klösterl: Verbände
verlangt, der eniweder auf dem Gesetzes- der weniıgstens auf dem Ver-
ordnungswege erfolgen MU. und der ın dieser klosterfeindlichen eit 1 -
INeT schwerer erreichen Wa  — Die Weimarer Reichsverfassung
(1919) hat dann Waäal alle Beschränkungen, die das Staatskirchentum für die
Kirchen un! Kloöster aufgestellt a  e, beseitigt, Der da das angestrebte
Prinzıp der Verfassung die Trennung VO  — aa un! irche Waäl, 1e die
Irennung zwıschen kirchlicher un staatlicher Rechtsfähigkeit für die klöster-
en erbande esiehen. In der rage der Rechtsfähigkeit wird er eute
das 1r echt VO. aa grundsätzlich nıcht beachtet
So ergibt sıch eutie 1n der Bundesrepublik utschland, die Ja an

den in Weimar aufgestellten rundsätzen des Verhälnisses VO  y aa und
Kirche nl geänder hat, für die klösterlichen Verbände olgende echts-
lage
Klösterliche erbande unterliegen staatlicherseits keinerlel Beschränkung,
sie können ihr klösterliches Eigenleben führen nach ihren Regeln und Sat-
zZungen un den Bestimmungen des Kirchenrechts; füur den aa sind aber
so. Satzungen un kirchenrechtlichen Normen grundsätzlich VO.  » keinerlei
Bedeutung. Er unterwirtit sowohl Klöster als auch ihre Mitglieder den für
alle geltenden eseizen. Für den aa wird e1n klösterlicher Verband als
Rechtsperson DUr soweit exXistent, als sich ın irgendeine Verbandsform
des staatlichen echts eingeordnet hat oder einordnen 1äßt. Als
Rechtsperson TT also eın klösterliche Verband dem aa rst gegenüber
wenNnn nach den staatlichen Normen des prıivaten Ooder des öffentlichen

als Körperschaft des prıvaten oder des öffenlichen anel-

annt ist.

Staatliche Rechtsfähigkeit nach öffentlichem Recht
Nach ffe © In e ht sSind alle jene klösterlichen Verbände rechts-
ähig, die S e Il S Q VÖO. aa als rechtsfähige Korporationen
erkannt a  I, sel e

E Die Rechtspersönlichkeit relig. en un! Genossen-
chafiften nach kanonischem und nach eutscnhem Recht, ın Deutsche Lan-
desreferate ZU. Internationalen Kongreß für Rechtsvergleichung ın
London 1950, 115



daß S1Ee die Säakularisation von 1803 ohne uflösung überstanden aben,daß ihnen 1m ahrhundert auf TUn der landesherrlichen Organisa-tionsgenehmigung Korporationsrechte 1DSO 1ure Zukamen w1e ın Bayern und
auch ın den anderen deutschen Ländern, weniıgstens DIS ZUT des Jahr-
hunderts,

daß ihnen solche auf Grund eines Gesetzes der e1lNer landesherrt-
ıchen Verordnung ausdrücklich gewährt worden;
un! Lr S, denen ch die echte einer Körperschaft des öffent-
ıchen Rechts durch Staats- der Verwaltungsakt ausdrucklich verliehen
worden SINd, wıe versch]ıedenen Ordensprovinzen un Klöstern In Bayern,ın en der auch nach 1945 In Rheinland-Pfalz
Sind cdie klösterlichen Verbände auf diese Weise u f E s ffe {-
lichen Re chts als rechtsfähige Körperschaften anerkannt, dann sind s1e
selbst Oder ihre Proviınzen un Niederlassungen ın iın
lic S S mit Rechtspersönlichkeit auch fur den staatlichen
Bereich ausgestattel.

Staatliche Rechtsfähigkeit nach privatem Recht
Auf dem We _ S S ber können klösterliche Gemeinschaf-
ten nıcht iın ihrer klösterlichen Verfassung rechtsfähig werden; s1e mussen
S1ch vielmehr ZUTI Erlangung dieser Art Rechtsfähigkeit ın ine der fS-
formen des 5 (eV, rechtsfähige Stiftung) der des
Handelsrechts (vor em mbH un AG) kleiden‘). Der klösterliche
Verband als olcher ber bleibt fiur den staatlıchen Bereich ILIC
rechtsfähig. Er hat nicht die Möcglichkeit, In sSelner kirchenrechtlichen
Verfassung nach dem Privatrecht rechtsfähig werden, weil nach dem
Privatrecht S f  E LYP -  e& mit echtspersönlichkeit duUS-
gestattet Sind, die gar nıcht Oder 1Ur annähernd mit der ordensrechtlichen
Gestaltungsform In inklang gebracht werden können. Der eingetragene Ver-
e1In, die Gesellschaft mit beschränkter Haftung Oder auch die Aktiengesell-

ind er für den klösterlichen Verband immer 198588 Hilfsgesellschaf-
ten, mıit deren Rechtsverkehr teilnimmt Sie dürfen miıt den klö-
sterlichen Gemeinschaften selbst nicht verwechselt werden, denen s1e NUur
dienen und die, wıe das Reichsgerichts wiederholt festgestellt hat, SEEDE die
Stellung VO  »J RIEC rechtsfähigen Vereinen haben‘).
Wenn er eute weithin die Auffassung verireien WITd, daß ın der rage
der Rechtsfähigkeit die klösterlichen erbande und ihre Niederlassungen
staatlicherseits weder bevorre  et noch durch ırgendwelche Ausnahme-
stellung benachteiligt sel]en, stimmt das mıiıt der Wir.  eit nicht über-
ein. Denn die meisten klösterlichen erbande, wenigstens außerhalb Bayerns,
mussen sich für den staatlıchen Bereich einer Rechtsiorm bedienen, die nıcht
der Verfassung un igenar einer klösterlichen Gemeinschaft entspricht,

s1e ınd auf Hilfsgesellschaften angewlesen, mıiıt deren sS1e
Rechtsverkehr teilnhnehmen, als Kloster oder Ordensprovinz ber sind sie

1C sfi J Und das omm aner, weil die klösterlichen M@eT-

err  3 N, Ordensrecht, Paderborn 1953, 31 1
Reichsgerichtsentscheidungen In Zivilsachen) r 15,1ZFo vgl

auch Hanstein, ÖOÖrdensrecht 313
Nn 1 N, Ördensrecht 313
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an außerhalb Bayvyerns se1t 1919 tfast ausschließlich auf das Privatrecht
angewWwleSE ind der Weg aber über das Öffentliche echt praktis versperrt
i1st obwohl dieser Weg nach dem Bayerischen und adıschen Konkordat un
auch nach dem Reichskonkordat amı also en euischen Ländern INOY-
lich Se1IiN sollte Das ang einerseiıls amı Z  I, daß INnd  3 Preußen
auch nach 1919 daran festhielt daß klösterl: erbande Körperschafts-
re TIa Ööffentli  en LUr auf dem Gesetzesweg erhalien könnten,
un: daß andererseits durch die nationalsozlalistische losterverfolgung die
Bestimmungen des Reichs  nkordats, nach denen auch en un! religiösen
Kongregationen nach Maßgabe des für alle geltenden esetzes die

KöOörperschaft des Offentl;ı  en gewährt werden können, sich noch
nıch  > auswirken konnten Und en sich die meilsten Ordensgemein-
chaften miıtl der allgemeinen Niederlassungs- (WRV Art 111) Uun! ere1ins-
TeE1nNel (WRV Art 124 Art zufifrieden geben IMUSSEN, obwohl elgent-
lich 1ine wesentliche Eigenschaft nämlich die echts- un Vermögensfähig-
keit, für e auf dem Weg des Privatre nicht erreichen IsST Darum be-
muühen sich allgemeinen die klösterlichen erbande auf dem Weg des
Privatre auch DUr staallı anerkannten echts- oder Vermöo -
gensträager für den Gesamtverband oder diıie Provinz, da amı be-
reits das pra  s  e jiel nämlich die Sicherheit des Klostervermögens und
die Erleichterung des Rechtsverkehrs, erreicht wWwIrd Die für den staafl-
en Bereich notwendilg gewordene zentrale Verwaltung i1st außerdem
meılstens nicht unerwünscht denn kleineren klösterlichen Niederlassungen
mangelt vielfach Okonomen, die unter anderem miı1t dem SteuerT-
recht genügen! vertirau ind auch ihnen Priesterverbänden oft
gen ihrer Seelsorgstätigkeit der IUr die Verwaltungsarbeiten notwen-
ilgen eit In der Praxis wIird dadurch allerdings fast Y obwohl das
nicht unbedingt SO e1in mußte, die kirchenrechtliche Selbständigkeit der
Einzelklöster eingeschränkt

Die privatrechtlichen Vermögensträger der Hilfs-
gesellschaften der klösterlichen Verbände einzelnen

Als Formen dieser privatrechtlichen echtsträger oder 1116
gesellschaften verwandte INan die Jahrhundertwende vereinzelt die AX-
tiengesellschaft”) un! äaufiger die Gesellschaft m1t bes  Tanktier Haftung“®)

FEine Aktiengesellschaft als Rechtsträger gründeten 1885 die
Genossenschaft der Alexianerbrüder achen, 1898 die Niederdeutsche
Provınz unier dem Namen Aachener Immaobilien Aktiengesellschaft”
1900 die Niederdeutsche Provinz SSR unier dem Namen Deutsche Im-
mobiıilıen Aktiengesellschaft en DIMAG), ebenso 1900 die Dominıi-
kanerprovinz eutfionı1a unter dem Namen „Meckinghovener CGirunder-
werbs- und Bau und 190 die Deutsche Provinz der ar  erzigen
Brüder VO:  y Montabaur.

“ Eine Gesellschaf mit eschränkter Haftung gründeten unter
anderen 18!  e die Missionäre VO Heiligsten Herzen Jesu, MSC 190 diıe
Deutsche UOrdensprovinz der Kamillianer, OSC 1901 die Deutsche Pro-
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Erst späater nach 1919, als die burgerlich-rechtlichen es  ränkungen füur den
Verein mıiıt religiösen Zwecken wegfelen, wurde dem eingetragenen Verein
der OTZUg gegeben un die kompliziertere Form der Aktiengesellschaft
gern ın einen eingetragenen Verein umgewandelt’).

Dıe Aktiengesellschaft
Bei der e  e E S  /  N S d it schien 1n wen1g klosterfreundlichen Zeiten
ihr Charakter den klösterlichen erbänden besonders vortel  aft;
denn die einzelnen Gesellschafter bleiben nach außen verborgen. Doch ist
dieser „Vorteil” praktis ehr ger1ng, wıe die nationalsozialistische Kloster-
verfolgung gezeigt hat. Das Klostervermögen, das ıne als Rechtstrager
a  e, Wal VOITI den Angriffen des Staates genausO wen1g sıcher wI1ıe anderes
Klostervermögen. Daß aber die Verfassung eines klösterlichen erbandes
nicht ı1n die Form eiINer einer typıschen Handelsgesellschaft, paßt, 1st
leicht einzusehen. Um NUuI eiNn1ges herauszugreifen: itglie In einer
ann NUuLr eın 10Näar se1ln, 1Iso eiıner, der durch den Besitz VO  n ktien
Anteilsre a  il Grundkapital der Gesellschaift hat. Eine Mitgliedschait aber,
die auf Kapitalbeteiligung grundet, ist nıcht denkbar
und mit dem klösterlichen Armutsgelübde nıcht vereinen. Dazu omMm
die der normalerweiıse anhaftende igenart, daß die ktien, Iso dıe
Mitgliedschaft, el veraußerlich ist. Darum ist die Möglichkeit gegeben,
daß ktien des klösterlichen Vermögens auch VO.  - Außenstehenden OlIl-

ben werden‘). Vielfach werden darum die klösterlichen Aktionäre 1Ur nach
außen aufgestellt, die ktien selber ber Del der Verwaltung
des klösterlichen erbandes aufbewahrt. SO wird gerade bei einer deut-
lich, wenn etiwa ZUI Hauptversammlung die ktien der Form halber die
sogenannten „Aktionäre veriel un nach der SItZUNng VO: Okonomen
wieder eingesammelt werden, daß die Satzung Uun! Organısation der für
den klösterlichen Verband 5 d eın kann. der
iınd nicht ohne weiıteres die Ordensoberen, sondern Hauptversammlung,
OIS{Iian! un Aufsichtsrat, denen das Gesetz Nau Degrenzte ufgaben
weist. Aber auch für die Hauptversammlung, den Aui{is1  sra un!: den Vor-
S{IanNM! der klösterlichen darti 1 internen Verkehr DU dıie klösterliche
Satzung UnNn! das Ordensrecht maßgebend ein. Überhaupt machen schon der
umfangreiche Verwaltungsapparal, der ıne Kenntnis des

Vinz der Gesellschaft Mariens, 1903 die Deutsche Urdensprovinz der
Oblaten, OMI, un! ebentfalls 1903 die Deutsche Provınz der Weissen
äter, SM. und die sSacnısıscne Franziskanerprovinz VO Hl Kreuz,
Wer|l. Die Namen solcher Gesellschaften verraten ebenso wıe bel der
19009858 selten, daß sich Rechtsträger Vom klösterlıchen erbänden
handelt, 7 R ist „Heinrich er Co mbH, Düsseldori“ der echts-
trager der OÖlnischen Franziskanerprovi1nz, Düsseldorf, un Deutsche
Kulturgesellschaft Kolonat Wermelt, mbH, Billerbeck“” der Vermogens-
trager der Benediktinerabtei Gerleve

} olche Umwandlungen fanden besonders nach 1945 sta z. B wandelte
die Niederdeutsche Provınz CSSR die IMAG 1950 ın „Proviınzlalat
der Redemptoristen eV Oln”,  “ ebenfalls gründete die Dominıkanerpro-
V1inz Teutonlila Stelle der runderwerbs- un: Bau 1951 einen eV
Doch kann 1n der Satzung der die Übertragbarkeit der ktien be-
chräankt werden durch Ausgabe VO  » vinkulierten Namensaktıen.
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Aktienre voraussetzil, un die nıcht unerhebli  en Verwaltungskosten die
fur die klösterlichen erbande ungeeilignet. So en auch die meılsten

klösterlichen erbande nach 1945, als 1ne gebuühren- un steuerfreie ber-
LtTagung des klösterlichen Grundbesitzes au{f e]ınen anderen Rechtsträger mOÖGg-
lich wurde, iıhre aufgelöst und aiur einen eV als Re  sträger gebildet”).

Dıe Gesellschaf m ıt eschrankter Haftung
Auch die esellscha m ı1ıt eschränkter Haftung, die ziemlich
äufig VO  ' klösterlichen Verbänden als Re  sträger fÜür das Klosterver-
mOögen gewählt wurde, ist als Handelsgesellschaft 1U schwer auf ıne
klösterli Verfassung abzustimmen, wenn auch die verhältnismaßıg große
Tre1heill, die der Gesetzgeber In der Gestaltung der Verfassung der mbH
läßt, die Mödglichkeit bietet, s1e als Treuhandgesellschaft mi1t dem aupt-
zweck der Innehabung des igentums un der Verwaltung des klösterlichen
Grundbesitzes zZu gründen. Auch die mbH 1st wıe die apiıtalge-
sellscha die Mitgliedschaft der Gesellschafter beruht auf der kapı-
talmäßigen eteiligung Stammkapital, WwWas ordensrech  ich ındenkbar ist
In der Praxıs werden darum die Stammeinlagen VO klösterlichen Verband
aufgebracht und die Geschäftsanteile 108808 fiktiv den Gesellschaftern zugewle-
SEIL. Die rechtliche ertretung ieg bei der mbH in der and des
Geschäftsführers ($ GmbHG), der VO.}  } der Gesellschafterversammlung
estimm wird und 1Ns Handelsregister eingetragen werden muß, nicht aber
bel den klösterlichen Obern
Die Verwaltung der mbH ist Wär einfacher als die der doch wird,
da die mbH hne Rücksicht auf den VO  e} ihr verfolgten weck als
Handelsgesellschaft gilt un! als SO immer aufmannseigenschaft hat ($ 1
mbH! HGB), ordnungsgemäße Buchführung un: die jährliche Aui{stel-
lung eiıner Bilanz ne Gewinn- und Verlustrechnung verlangt ($ 41 [, {1
GmbHG), daß auch die mbH als Re  sträger für Einzelniederlassungen
kaum ın rage OMM{, sondern mehr für größere erbande, die über die

Vermögensverwaltung hinaus sich wirtschaftlich betätigen wollen, die
ine Truckerel oder einen Verlag führen, die Brauereien der sonstige

wirtschaftliche eirlebDe leiten, daraus die für den klösterlichen
Verband gewinnen. FÜr diese eın wirtschaftli  en we werden aber
vielfach besondere wirtschaftliche Geschäftsbetriebe als selb-
ständige Gesellschaften gegründet'®), un! hier sind die —— 1 S ft S

So en VO.:  g acht klösterlichen Verbänden fünf die nach 1945 auf-
gelöst un! aIiur einen eV gebi  e Nur 1ne Genossenschaf hat als
Rechtsträger DUr iıne

}  } Der staatlıche Re  sträger der V1 ist der eV
„Provinzlala der Redemptoristen, Köln” Daneben besteht ıne mbH
für den „Hofbauer-Verlag”. Vermögensträger der E ©  € n
Provınz der Salvatorijianer ist die u  O.  a  5 Gesellschaft ZUI

Förderung der Kranken- und Jugendpflege mbH“”, f{Uur den erlag wurde
daneben 1ine eigene Hilfsgesellschaft gegründet, die „Salvator-Verlags-
Gesellschaft mb oin Vermögensträger der u s E
zen der Steyler Missionsgesellschaft ist die „Soverdia, Gesell-

für Gemeinwohl mb Kaldenkirchen/Rhld.“, für die gewerblichen
etirJ]ebe wurde eine eigene GmbH ge  el, die„,Steyler Verlagsbuch-
andlung mbH
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formen des Handelsrechts, besonders die mbH, angebracht un
bevorzugen. Do  D- besteht eın großer Unterschied, ob die mMmbDdH Rechtsform
fur den klösterlichen Verband als solchem der Iräger {Uur eiınen WITrTts  aft-
ıchen Betrieb des klösterlichen erbandes seıin soll Für a tt1
Betriebe ist die mbH VO staatlıchen Gesetzgeber el1gens geschaffen
worden, dagegen nıcht fur ıne Gemeinschaft mıiıt 1deellen Zielen, wI1ıe s1ıe
jede klösterliche Gemeinschaft ist. Als Rechtsträger fur den klösterlichen
Verband als solchem, namlich ıIn dem Sinne, daß twa die Verfassung und
Organisation der mbH miıt der Verfassung des OSIierTrs OoOder der COrdens-
PTOVIiNZ in Übereinstimmung gebracht werden könnte, eignet sich die mbH
geNnNäauso wenlg w1ıe die

Der eingetragene Verein
Am ehesten ist das noch beim eingetragenen Verein möglich. Aber
auch hiler g1bt NUuI wenige klösterli erbande, die mıiıt dem gebildeten
eingetragenen Verein 1dentı1s SINd; und ‚Wäal handelt sıch eiın1ge
eUeT®Ee SChwesterngenossenschaften, die schon bei ihreder ründung
Ordenssatzungen abilahiten, daß diese sich mit den Satzungen des VO  y
ihnen gebildeten eV deckten. Meistens Sind ben solche Gemeinschaften
Qus einem irommen Verein entstanden un: schon als eV gegründet, wıe
eiwa die Gemeinschaft der St.-Anna-Schwestern VO Dritten en des
hl. Franziıskus, Ellwangen die ich 1923 bei der ründung glei als
eV zusammenschloß und deren 15 atiuten sich darum nicht wesent-
lich VO  — den Vereinsstatuten unterscheiden. hnlich die Kanisiusschwestern
VO.: Dritten en des nl Franziskus 1n Schwähbisch IMNUN! (19353), die Ver-
eiNnigung der chwestern VO  } der eiligen Familie ın München (1915), die
chwesternvereinigung der Krankenfürsorge VO hl Franziskus, München,
und die Benediktusschwestern, Muünchen Aber auch iın all diesen Fällen
en sich die Ordenssatzungen ht Q miıt den ereins-
Nngen, sondern eiztitere enihalien 1n der auptsache Aur Angaben über
Zweck, Verfassung, Organe, Mitgliedschaft UuUSW.,. Bei den meisten, besonders
den äalteren klösterlichen Verbänden ist auch beim eV keine Übereinstim-
MUN!| zwischen den Vereinsstatuten und den UOrdenssatzungen erreichen.
In der Praxıs sieht INa  - OJüä.: mehr un! mehr davon ab, die Verfassung des
Rechtsträgers der ordensrechtlichen Verfassung anzunähern‘'').
Daß der al E e  e untier den Körperschaften des prıvaten
Rechts aber noch WD L} e et ist, Rechtsträger für einen klö-
sterlichen Verband sein, leg einmal daran, daß der Gesetzgeber den eV
als ideale, nicht wirtschaftliche KOörperschaift gestaltet hat, die miıt den
religiösen und carıtatıiıven Zwecken der klösterlichen Gemeinschaften be-
stien verbinden ıst; des weıteren 1eqg VOI em daran, daß das BGB
die Gestaltung der Verfassung des eV weitgehend dem W illen der
Vereinsmitglieder überlassen hat So kann die Mitgliedschaft ab-
hängig gemacht werden VO:  » der Zugehörigkeit AB klösterlichen Verband,
wWe auch meiıistens besonders bei einem Vereın, der als Re  sträger eınes
Gesamtverbandes oder einer Ordensprovinz gegründet wurde, nıcht alle
rdens- oder Provinzangehörige Mitglieder des eV Sind, sondern iwa 1U

11) Hanstein, Ördensrecht 314
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die Hausobern und die Provinzleitung (Provinzlal, die äte und der C()ko-
nom) Die Mitgliederversammlung als e& S des eV könnte

iwa die ufgaben des apitels eriullen Das zweite rgan des eV, der
Orstiand, der die ellung eines gesetzli  en Vertreters hat un den Ver-
eın gerichtlich und außergerichtlich veritr! ($ BGB), kann gle1l  An  zeit1g
der Jeweilige Tdensobere sein. Es ıst q möglich, daß der Haus- der
Provinzobere ıt seiner ordensrechtlichen Wahl Oder BT-
NECNNUNG automatisch OIrstian des ere1ıins wird un! Wäal hne Bestel-
lung durch die Mitgliederversammlung, der sonst obliegt, den OTrsian:
ZU wählen ($ BGB) und daß sich die des Vorstandes nach den
ordensrechtl:i  en atuien bestimmen. Beim S el e S
braucht der neuernannte ere eım Registergericht D DE: se1ın Fir chlic
Dokument vorzulegen, Uu. auch als OTrstian: des V 1Ns Vereinsregister
eingetragen werden. esie dıe Mitgliederversammlung ber den VorT-
stand, dann hat s1e auch nach dem BGB ($ 27 I1) jederzeit das Recht, die Be-
stellung widerruien. Nach dem BGB ware eın solches orgehen der Mit-
gliederversammlung kaum anfechtbar. Kirchenrechtlich ist ber ıne bberu-
fung der ern durch die ehrhe1 der Mitgliederversammlung unmöglich.
Im. großen und anzen hat sich also der eingetragene Verein mıit SCE1INeTr VeI -

hältnismäßig unkomplizierten rechtlichen Organisation und seinen ehr Nn1e-
drigen Verwaltungskosten als Re  sträger für klösterl:; erbande ın der
Praxıs gut bewährt'‘). Doch darif man ıcht übersehen, Mag die klösterli
Verwaltung auch eute ohne besondere Schwierigkeiten über den eV
echtsleben teilnehmen können, rec  tsfähig ist n1ıe das einzelne
Kloster der der lösterlich Verband, sondern ben nı der
VO: klösterlichen Verband gebildete S  e F * rundsätz-
lich A darum auch ıcht das Kloster oder die Provinz als so. ZU den
staatlichen CGiesetzen ın Beziehung, sondern der eV als Hilfsgesellschaft'!®);
wenn auch eute einsichtige zıvile Stellen sich bemühen, dıe besondere
Eıgenar dieser Hilfsgesellschaften als Re  sträger iür klösterli erbande
anzuerkennen un berücksichtigen. Aber nıcht celten mussen Ordensobere
un! Prokuratoren die Erfahrung machen, daß 5 nicht eich ist, nichtkirch-
en Stellen das Verhältnis zwischen Hilfsgesellschaft un! klösterlichen
Verband klarzumachen. So bedarf 7.B fast immer ängerer Verhandlungen,

erreichen, daß Banken oder sonstige Dariehensgeber den klösterlichen

erkennen.
Verband selbst und nicht die Hılfsgesellschaft als Darlehensnehmerin

Die rechtsfähige iftung
Als Re  sträger für as ’Klostervermögen wäre außer dem eV noch denk-
bar die Form der Trechtsfä  igen 1  s  ung (BGB &S 80-88), doch ist S1e
NnUu selten anzutreffen'‘). Wie bei den anderen Re:  siormen des Prıvat-

12) Von außerbayerischen Priesterverbänden (Gesamtverband,
Provinz oder selbständiges Ooster en 31 als Rechtsträger einen eV
das sind 66%0 Von 168 außerbayerischen 1lösterlichen Ver-
bänden (Priester, Brüder und Schwestern) en als Re  sträger
einen eV gebildet, das sind 56,5°

'IJ) 113 127
‘4) Von 282 klösterlichen Verbänden en NUurr: Schwesternkongregationen

allein ine Stiftung als Trägerin ihres Klostervermögens.
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re kann auch die tiftung nıcht 1denils seıin miıt dem klösterlichen
Verband, der 1 Gegensatz ZUFXC Stiftung (Anstalt) nach dem Kirchenrecht
vorwıegend körperschaftlich Organisiert ist. Außerdem duürite problema-
15C seln, WerTr als Stifter auiftreten soll KEine mıiıt echtspersönlichkeit QuUS-
gestattete Provinz Oder eın solcher Gesamtverband könnte WarTr ıne Nieder-
lassung als Stiftung errichten; wer ber soll für den nicht rechtsfähigen k1lö-
sterlichen Gesamtverband selber, der bereits nach dem Kırchenrech uristi-
sche Person ıst, als Stiliter auiftreten? Der Verbandsobere könnte 1m bürger-en Bereich höchstens als fiktiver „Stifter“ erscheinen. Auch dıe Festlegungdes Klostervermögens durch die Stiftungsurkunde, cdie durch den Verband
nicht geänder werden kann, könnte 1n der Zukunft der freien Verfügungdes klösterlichen Verbandes hinderlich Se1n. nier diesen Umständen bietet
der eingetragene Verein sıiıcher mehr Gewähr für die freie Selbstverwaltungder klösterlichen Gemeinschaften als die rechtsfähige Stiftung und ist darum
als Rechtsträger der iftung Vorzuziehen.

ndere Gesellschaftsformen des Tivatrechts
ndere Gesellschaftsformen des Privatre  S, wıe iwa die offene Han«-
delsgesellschaft und die Kommanditgesellschaft (KG),
kommen als Rechtsträger für klösterl: erbande kaum ın Betracht (höch-
Stens iwa als JIräger e1ines wirtschaftlichen Geschäftsbetriebes). Die ein-
getiragene Genossenschaft'), die nach dem Genossenschaftsgesetz
VO:  »3 1889 eın Verein ist, der der Förderung des Erwerbs der der Wirtschaft
seiner Mitglieder 1en ( en.G.), wurde eute wohl kaum mehr für
klösterliche wecke gewählt werden.

111 Die staatlich nicht rechtsfähigen klösterlichen Verbände
Der D  e e  © L C  © C f il der klösterlichen Gemeinschaften un die
enrza ihrer Niederlassungen SINd 150 staatlıc HTE rechts-
fähig'®). Sie ınd nach dem BGB und der Gerichtspraxis als nicht rechts-
fähige ereine behandeln'’). Die Rechtsstellung der nicht eingetragenen
ereine ist darum füur die meisten klösterlichen Gemeinschaften VO.: nıcht
geringer Bedeutung.

'I$) Die deutsche Provinz der Kongregation der e
VO Marıa Hilf, Trier, hat seit 1887 als Rechtsträger ıne eingetrageneGenossenschaft mıiıt beschränkter Haftung.

16} Hierzu zählen alle klösterlichen Verbände, die nicht auf TIUun! Offent-
ıchen rechtsfähig S1iNd. Das ınd außerhalb Bayerns VO.  — 168 kl1ö-
sterlichen Verbänden (Gesamtverband, Provinz Oder selbständiges Klo-
ster 134 79,8°/0), nicht mitgerechnet die vielen Einzelklöster zentra-
lıstischer erbände; mıiıt Bayern VO.  » 282 klöste;lid1en Gemeinschaften
145 (=51,470).

l7) 9 Y 124; 113, 127
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Die Rechtslage der Nn1ıCcC rechtsfähigen Vereine sich bietet, da
das BGB den nicht rechtsfähigen Verein grundsätzlich dem echt der
bürgerlich-rechtlichen Gesellschait (S$ 705 ff BGB) unterstellt hat un nicht
dem echt des eingetragenen eTe1Ns, eın zwiespältiges un wen1g befrie-
igendes Bild'®) Die Anwendung der Normen des Gesellschaftsrechts auf
den nicht rechtsfähigen Vereın zeigte sich weithin als nicht dur  unrbar.
er bestimmen sich die Rechtsverhältnisse des nıcht rechtsfähigen ere1ins
nach einem Sonderrecht, das in der auptsache durch Rechtsprechung un
Liıteratur entwickel worden ist. Auf diese besondere Problematik des nicht
rechtsfähigen ere1ins nach dem BGB soll L11LUI hingewlesen werden.

Die Jösterlichen Gemeinschaften, die alle ıne körperschaftliche
Verfassung aben, sind keine Gesellschafiften des bürgerlichen
Rechts ($ 705 BGB), er können gegenteiliger Bestimmung des
“ BGB die Vorschrıiılten über die Gesellschait auf s1e nicht angewendet
werden: vielmehr muüssen die Bestimmungen über re  tsfähige ereine anäa-

10g angewandt werden. Die Satzung des klösterlichen Verbandes gilt ohne
weiteres als stillschweigend vereinbarte Satzung des nicht rechtsfähigen
ereins, da das bürgerliche echt ıne estimmte Form nicht vorgeschrie-
ben hat. Die dem körperschaftlichen ufbau einer klösterlichen Gemeinschaft
nicht entsprechenden Vorschriften des Gesellschaftsrechts können auf TUunNn!
der ordensrechtlichen atuten, soweıt das bürgerliche Gesetzbuch zuläßt,
als wegbedingt angesehen werden. Da bDer die Anerkennung als juristische
Person 1 staatlıchen Bereich nach außen e ist nicht der klösterliche
Verband als solcher Träger des Klostervermögens, sondern die G e-
samtheit der Ordensmitgliıeder. Das einzelne Ordensmitglied kann
allerdings nicht über seınen Vermögensanteil verfügen, da das Klosterver-
mögen auf TUN! der ordensrechtlichen Verfassung auch ım bürgerlich-recht-
lichen Bereich eın zweckgebundenes ermögen des nicht rechtsfähigen Ver-
eins darstellt, das VO  '3 dem Privatvermögen der Mitglieder get' ist.

Organe der klösterlichen Gemeinschaft als nN1C. rechtsfähigem Verein
sind nach den Normen der Konstitutionen die ern, denen die Vertretung
des Verbandes nach außen und die Geschäftsführung als Vorstand >

steht. Für den Erwerb un Verlust der M i G e gilt Entsprechen-
des wıe beim rechtsfähigen Vereın.

Diıe mangelnde Rechtsfähigkeit der klösterlid‘mén erbande WIT. sich
stärksten auf die Rechtsverhältniısse gegenüber Drıtten aus. Da
nicht der klösterl:. Verband, sondern die Gesamtheit der Ordensmitglie-
der Eigentümer des klösterlichen Vermögens 1st, ist die Eintragung einer
klösterlichen Gemeinschait 1NSs nicht möglich. Überhaupt ist
die eilnahme Rechtsverkehr erschwerrt. SO ist der nicht rechtsfähige
klösterliche Verband nt Q  ı  D hı Gı VOI Gericht entbehrt der a

(—  &€ —  e 5 ann also nicht agen, wohl aber verklagt
werden. Für Verbindlichkeiten werden als ner neben dem nicht
rechtsfähigen Verband weithin auch die Mitglieder herangezogen, wenn auch
die Rechtsprechung dazu nei1igt, die Haftung auft das ermögen der klöster-

ß) Vgl bes o Gegenwärtige Lage der ereine ohne Rechtsfähig-
keit, 1n ReichsgerichtspraXlis, II Berlin 1929, 49-81:; Lehmann,
Allg eil des BGB, Berlin 1955, 436-443
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en Gemeinschaft beschränken'”). Jedenfalls haften die Ordensmitglie-der, die 1 Namen ihres Verbandes eın Re  tsgeschäft gegenüber Dritten
VOIgeNOMM: aben, immer auch noch Dpersönlich ($ I1 BGB), sSe1 denn,die Haftung ist VOTLI dem Geschäftsabschluß ausdruücklich ausgeschlossenworden‘*‘).
Selbst siıch eute staatlıche Behörden un: Cierichte bemühen, der 1gen-art der nıcht rechtsfähigen klösterlichen erbande als kirchliche KöÖörperschaf-ten gerecht werden, sSınd leider nicht alle Schwierigkeiten beseitigen,die sich einmal QuUS der eigenartigen un: wenig glücklichen Lage des nicht
rechtsfähigen ereins 1mM BGB ergeben und die UB andern ihren Grund
haben ın der besonderen Lebensordnung un Verfassung der klösterlichen
Verbände als ahrhunderte er kirchlicher echtspersönlichkeiten.
So ist ordensrechtlich undenkbar, daß Stelle des klösterlichen
Verbandes die einzelnen rdensmitglieder Träger des Klostervermögensind. Das gilt ın erhohtem Maße Iur rden, deren Mitglieder durch die Ab-
lJegung der feierlichen Profeß jedes persönlıche Eigentumsrecht un jede Ver-
möÖögensfähigkeit verlieren (cc 581, 582) Und weıl die fe
fessen auf jedes persönliche igentum verzichtet haben, ist auch die beim
nıcht rechtsfähigen Verein vorgesehene persönliche Haftung der Mitgliedernicht dur:  unNrbDar. Bei Ordensleuten m ıt einfachen Gelübden
wäare 1nNe persönliche Haftung ‚Wäar moöOglich, da die einfache Profeß die
Vermögensfreiheit estehen 1aäßt. Doch begibt S1ch uch der Professe mıiıt e1in-
en eiu  en jedes Verwaltungs- und Nutzungsrechtes seinem Ver-
mögen. Darum muß grundsätzlich davon aus  ge werden, daß eın Or-
densmitglied NUur den klösterlichen Verband verpili:  en will, wWenn ım
Namen des Verbandes Rechtsgeschäfte mit Dritten abschließt.
Wenn auch die anderen Normen des nicht rechtsfähigen Vereins, besonders
über die rgane un die Mitgliedschaft, nachgiebig SInd, daß sS1e weit-
gehend auf die ordensrechtliche Verfassung abgestimmt werden können,darf doch niıicht übersehen werden, daß die ] eines nicht
rechtsfähigen ereins 1 m sein WITd, wenn der klöster-
liche Verband Grundbesitz erwerben will der wWwenn sich
handelt, die In das einzutragen sind?’),
19) 8D, 260; 90, 176; 91, 74; 135 244

7 / 104; 8 3 299; Juristische Wochenschrift, Leipzig 1937, 302 Nr.22‘) Welche ScChwierigkeiten ın der Praxis für einen nicht rechtsfähigen klö-
sterlichen Verband entstehen können und welche Auswege versucht
werden, ze1g Iolgendes Beispiel: Als Eigentümer eınes Osiers
ıst 1M Grundbuch der Bischöfliche Stuhl eıingetragen. Beim Wiederauf-bau INU. AU.: ıne Hypothek {uür das Kloster ım Grundbuch eingetragenwerden. Der Bıschöfliche ließ die Hypothek für das Kloster e1ın-
tragen, erklärte ber gleichzeitig, daß das Kloster vermögensrTechtlichselbständig sel. Zinsen un Amortisation werden daher VO: Kloster ge-tragen. Nach besonderen Verhandlungen konnte das Kloster erreichen,daß die Hypothek eingetragen wurde auf Grund eines Darlehensver-
ages, den die Klosterobern mıiıt dem anzen Rat unterzeichnet enS1e haften Iür die Hypothek persönlich! (Zu beachten ıst, daß sich
ü Professen mıiıt feierlichen Gelübden handelt, die nach kirchlichemecht vermögensunfähi
besitzen).

U SINd, also auch kein persönliches ermögen



Ergebnis
Wir mussen also zusammenfassend feststellen, daß der TOBNiLEL der klöster-
en erbande iın der Bundesrepublik sich mi1t eiıner privatrechtlichen Stel-
jung egnügen muß, die ihrer Organisation un ihren bere  tigten Bedürt-
nıissen nicht gerecht wIird. Der vielfach aufgestellte Satz, daß klösterli Ge-
me1ins  aiten staatliche Rechtsfähigkeit entweder nach bürgerli  em oder
nach Ööffentli  em echt erlangen können, stimmt also nicht Nach dem PF1-
vaien Recht können klösterliche Verbände RIC rechtsfähilg werden, da-

wohl aber nach dem Ööffentlichen ec

Es ergibt sich 9808  - die Trage, sollen sich die Orden un!: religiOsen (CGjenos-
senschalften mıiıt dieser Rechtslage zufrieden geben“ Es ist der unsch der
Kirche, daß die 1r Rechtsfähigkeit ihrer Einrichtungen, uch der
en un Kongregationen, möglichst auch VO: aa 1ın irgendeiner Weise
anerkannt werde. In den Konkordaten mit olen, 1925 (Art. XVI, XVI,

n,1) mit Usterreich, 1934 (Art. I1 un Y  $ und talien konnte der
Hl dies auch weitgehend erreichen; s O wird ın Osterreich eın
klösterlicher Verband rechtsfähig nach Anzeige seitens des Diözesanbischofs
bei der ODersien staatlichen Kultusbehörde (Ost. onk. Art. Auch die ın
Holland eit einigen Jahren geubte Praxis, nach der die klösterlichen Ver-
anı 1m staatlıchen Bereich rechtsfählg sind sobald s1e nach den Normen
des kirchlichen Rechts errl sind??), wird dem Wesen der klösterlichen
erbande iın vorbildlicher Weise gerecht. Und soll nı  es nicht
auch In der Bundesrepublik erreichen sein, die doch den Vereinbarun-
gen des Reichskonkordats esthält, das ausdrücklich esiumm' (RK Art. 3),
daß die en und religıösen Genossenschaften wıe die katholischen KiTr-
chengemeinden und Diözesanverbände, w1ıe die isiumer un!: Kapitel USW.

Rechtsfähigkeit für den staatlıchen Bereıch „Dehalten bzw. erlangen nach
den allgemeinen Vorschriften des taatlichen echts”
Es wird durchaus anerkanni‚ daß entsprechend den selbständigen Sphären
VO:  v irche un! aal, In beiden Sphären der Erwerb der Rechtspersönlich-
keit auf Je eigene Art VOI sich geht. Die klösterlichen erbande stehen NU:

einmal in Kirche un! Welt zugleich*). Aber wenn das Ööffentliche echt der
Bundesländer auch gegenwärtig noch die Erlangung der Rechtsfähigkeit
durch die Verleihung der Ööffentlichen Korporationsrechte enntT, dann kann
den klösterlichen Verbänden in außerbayerischen Ländern diese Möglichkeit
nicht verschlossen werden, da s]ıe Ja NUur auf diese Weise rechtsfähig WEeI-

den können. Oons kann doch wohl von einer Rechtseinheit un Gleich-
heıit kaum mehr die ede se1in. enn dadurch, daß die klösterlichen Ge-
meinschalften ausschließlich auf die privatrechtlichen Wege verwiesen Wel-

den, wird ihnen praktis der Weg ZuUI Rechtsfähigkeit überhaupt versperT(.
Die Tanken, die eıt der Weimarer Reichsverfassung für alle Vereinigun-
gEeN un Gesellschaften eseitigt SinNnd, werden amı iın Hinsicht auf die
echts- un! Vermögensfähigkeit f{ür die klösterlichen erbande wıeder au{i-
gerichtet. erdles garantie das mM (Art. 13) ausdrück-
lich, daß die Orden und religiösen Genossenschaften Körperschaften des

22) Mitteilung des Secretariaa Väa.  - de Nederlandse Priester-Religieuzen
VO 19538

23) S e —  e Pr  o N N, Rechtspersönlichkeit 131
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offentl:  en bleiben, SoOweilt S1e solche bısher arenN;: und daß den
anderen die gleichen echte nach Maßgabe des für alle geltenden Gesetzes
gewahrt werden können.
Aber schon allein die unterschiedliche Rechtsstellung der n
sterlıchen Verbände 1n den verschiedenen Bundesländern un Oa ın
eın 3301 demselben Land ist ıIn Hinsicht auf die VO  — der Verfassung ZUge-
ıcherte gleiche Behandlung er sehr bedenklich omm doch nicht
selten VOT, daß Klöster un Provinzen der nämlichen UOrdensgemeinschaft
mit n  u der gleichen Organisation, den gleichen Satzungen un! ufgaben
In Bavern als Körperschaften des öffentlichen Rechts gelten, während s1e ın
anderen Bundesländern Nur als nicht rechtsfähige ereine behandelt WeOel-
den DzZzw Re  sverkehr NUr über 1ine privatrechtliche Hilfsgesellschaft
teilnehmen können: Jganz abgesehen VO der unterschiedli:  en Behandlung
auf dem Gebiet des Steuerwesens, obwohl die wirtschaftl;i  en Voraussetzun:-
gen völlig gleich ind.
Es durite darum angebracht se1in, daß VO  — den euts  en klösterlichen Ver-
bänden durch die Vereinigung der Deutschen Ordensobern bei den maßgeb-
ichen staatlichen Stellen ıne >  — tlıc un aa uUun! 1T'! fr —

1 &€  &€ der Rechtsfähigkeit der en un! religiösen Genossen-
chaften angestrebt WIrd. Es ware nıcht einmal notwendig, den einzelnen
klösterlichen Verbänden die Rechtsstellung einer Körperschaft des Oöffent-
ıchen Rechts verleihen Wenn uch nıcht einzusehen lst, INa  — s1e
ihnen sollte, doch zahlreiche weltliche erbande mıit diesen
Rechten ausgestattet werden genügte schon cdıe a

kennung der echtsfähigkeit, WIEe s1ie auf TUunNn! der kirchenrecht-
en Verfassung gegeben 1st. Dıie Verleihung der Rechtsfähigkeit k1lö-
sterl!: erbände, wIıe S1e eute ın Bayern noch allgemein gebräuchlich ist,
zeigt einen Weg, den klösterlichen Gemeinschaften auch in den übrigen Bun-
desländern gerecht werden. Besagt doch auch hier die Verleihung der

einer Körperschaft des Ööffentli  en Rechts einen klösterlichen
Verband eutie praktis nichts anderes als die Ta Offentl!l;:  en Vel-
jiehene Rechtsfähigkeit.

TATISTIK
BER DIE RECH  LLUNG DER KLOÖSTERLICHEN

VERBANDE DER BU:  UBLIK DE  ND
Von 282 lösterlichen Verbänden (Gesamtverband, PTrOvVIinz Oder
selbständiges Kloster) 1nd rechtsfähig als’)
Körperschaft des Oöffentlı  en

137(bzw rechtsfähig auf Tun OÖffent!:;  en Rechts) 486 O/9
eingetragene ereine S/
rechtsfähige Stiftungen 105 11 970
Gesellschaften mit beschränkter Haftung 10,6 /
Aktiengesellschaften 0, /
eingetragene Genossenschaiten mit beschränkter aftung 0' O/9
nicht rechtsfähıig 1' /

282 100,0 /
Nıcht miıtgezählt sind die Rechtsträger fUur wirtschaftliche Hilfsbetriebe
und Einzelniederlassungen zentralistischer erbande
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Von dıesen 282 klösterlichen Verbaäanden ind 1n Bayern:
103Körperschaft des öffentli  en 90,4 /

eingetragene ereine B, D/
Gesellschaften Ü, /

114 100,0 9/9
außerhalb Bayern:
KÖOörperschaft des Oiifentilı'  en Rechts
(bzw. rechtsfähig auf TUN! öffentlichen Rechts) 20,2 O/9

56,5 aleingetragene ereine
re  tsfähige Stiftungen 2,4 /
Gesellschaften IN. 17,3 /
Aktiengesellschaften 1 O, 0/9

0, 0/9eingetragene CGenossenschaften
nicht rechtsfähig z o

168 100,0 99

Dıese 282 klösterlichen Verbände verteilen sich au{
Priesterverbände:
Brüderverbä:
Schwesternverbände: 184

282

RIESTE  RBAND
e U IV c b ( I (Gesamtverband, Provinz der selbstän-

iges osier sind rechtsfähig als
38,5 O/9KÖOörpers  aft des öffentlichen Rechts*)

eingetragene Vereine”) 41,0 /
20,5 /Gesellg:haften In. H.“)

100,0 /

Von dıesen Priesterverbänden sind 1n Bayern:
Körperschaft des öffentlichen 88,9

B, Ö/oeingetragene ereine
Gesellschaften I1). Z /

100,0 /
außerhalb Bayerns:
Körperschaift des ffentlichen Rechts 31 66,0 O/oeingetragene ereine

34,0 O/oGesellschaften INn.

100,0 970

2) Von diesen Priesterverbänden en außerdem einen eV gegründet,
einen eV un 1ne ıne mbH

Von diesen Priesterverbänden en auberdem ıne mbH gegrün-
det, Iine mbH und eine
Eine mbH ist Rechtsträger für drei OV1INZEeN.



I1 BRÜDER  BÄNDE
- e  E (Gesamtverband, Provinz der selbständigesOster SInd rechtsfähig als

Körperschaft des Offentli  en Rechts 26,7 9/o
eingetragene Vereine”) ä3.2 Y/9
Gesellschaften 20,0 9/9
Aktiengesellschaften 6, /
eingetragene Genossenschaft 6, o
nıcht rechtskräftig wl U € i i u 6, Y/9

100,0 9
Von diesen Brüderverbänden ınd 1n Bayern:
KöÖörperschaft des Offentli:  en Rechts 100,0 99
uBßBerhalb Bayerns:
Körperschaft des Offentli  en echts 15,4 /
eingetragene ereine 38,4 /
Gesellschaften 231 U /q
Aktiengesellschaften 7 /
eingetragene (:enOossenschaften Dı 0/9
nıcht rechtsfähig N W CD vn v v F /

100,0 /

1988 STER  BANDE
Von 184 Schwesternverbänden (Gesamtverband, Provinz oder selb-
ständiges Oster ınd rechtsfähig als
KöÖörperschaft des öffentlichen Rechts®)
(bzw. rechtsfähig auf Grund Offentlichen Rechts) 101 534,9 /eingetragene Vereine‘) 35,9 /rechtsfähige Stiftungen‘®) 2' 0/9
Gesellschaften 5l /9
nıcht rechtsfähig”) 1 /

184 100,0 /
Von diesen 184 Schwesternverbänden ınd ın Bayern:
Körperschaft des Offentlichen 90,8 “/o
eingetragene Vereine Q, O/9

100,0 /
°) Von diesen Brüderverbänden hat außerdem eın Verband 1ne mbH

egründet,
Von diesen 101 Schwesternverbänden en aubßerdem eınen eV Yye-gegründet.
Von diesen chwesternverbänden haben auberdem ine mbH als
Rechtsträger.
Ein Schwesternverband hat neben der rechtsfähigen Stiftung ıne mbH
als Rechtsträger.
ıne Genossenschaft hat 90088 für Einzelniederlassungen privatrechtlicheRechtsträger gebildet, nıch  7 aber für den Gesamtverband
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außerhalb Bayerns
Körperschaft des öffentlichen
(bzw. rechtsfähig auf IUNM! öffentlichen Rechts) 29,6 O/o

54,6 /eingetragene ereine
rechtsfähige Stiftungen S /
Gesellschafiten 9| o
nıicht rechtsfähig 108 100,0 Y/o

108 100,0 /

1Viderspriicbé In der Behandlung der hlösterlichen
Verbände und ıhrer Mitglieder aufmerschiedenen

Gebieten des staatlıchen Rechtes
Von Prokurator ilhelm Masnitza SAC,, Limburg/Lahn

Vorbemerkung
Als nach dem usammenbruch des Dritten Reiches durch Gesetz NT. der
Militärregierung Art II1 i{ff. die VO  3 der nationalsozialistischen Regierung
erlassenen Gesetze und Vorscnhriften, die Verfolgungsmaßnahmen aus reli-
qlösen, rassischen oder politischen Gründen auslösten, außer ra gesetzt
wurden, glaubten dıie Ordensgenossenschaften und Klöster, mi1t Zuver-
sıcht in ıne bessere Zukunft blicken köonnen. In dieser offnung sahen
s1e sich gestär. durch diıe Übergangsbestimmungen auf steuerlichem Gebiet,
die ıIn den Jahren 46—19. hinsichtlich der Besteuerung der en und
Klöster ın den verschiedenen Laändern erschienen (Vgl T1a des BayrT
Staatsministeriums der Finanzen VO Pri. 1947; Trla der Finanz-Leit-
stelle Hamburg für das TrıLISCHE Besatzungsgebiet VO: Februar 1948
D d.
Mit zunehmender Stabilisierung des 1mM re 1949 entstandenen
Staatswesens der eutscnen Bundesrepublik erwles sich jedo!| die anfäng-
liche offnung 1n vieler Hinsicht als trügerischer chein. Die en und
Klöster wurden näa:  ich hinsichtlich ihrer rechtlichen Behandlung auch VO:  »

Seiten dieses Staates manche TÜ Erfahrung bereichert

Rechtliche Grundlagen
In unserei gegenwärtigen Staatsiorm ist 1 Verhältnis Kirche — Staa die
Idee der Trennung VO:!  ' 1r un aa mitbestimmend Vgl Art. 140
Grundgesetz
„Die estimmungen der Artikel 136, 137, 138, 139 und 141 der eutfschen
Veriassung VOom 11 August 19179 sind Bestandteile dieses Grundgesetzes.”
Artikel 137 der Weimarer erfassun lautet wıe olg (Auszug):
} Es besteht keine Staatskirche

Die reinel der erein1gung Religionsgesellschaften wird ewdchrlei-
stet. Der Zusammenschlu. Von Religionsgesellschaften innerhalb des el  S3-
gebietes unterliegt keinen Beschräüänkungen.


